
Stadtpolizei Baden

Dienststelle

Dienstort

Sachbearbeiter

öffentlicher Raum

verf ü g u n gs -Datu m . 3 fr.,.Q..i,.23

Verfügung

Eröffnung einer Wegweisung und Fernhaltung gemäss § 34 des Polizeigesetzes vom

6. Dezember 2005 (PolG) in Verbindung mit § 46 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes
vom 4. Dezember 2007 (VRPG):

Sicherslellung(en)

bn"rtrt



lll. Demgemäss wird verfüg tdurch:..€.",..,r2,..(.*y:t:./-frbp.*,.ikr{.#-.r

Vorname(n)'fr"püan....ßr.u..$.Q..........

2" Die Wegweisung und Fernhaltung gilt räumlich für folgenden Bereich:

pLztontAdresse ;'ffZl ßdry't r..,...jünt* 4.2, 3....
Detairaura r* 

- 

g-Äit:; Wig'i§)i, ir;{ l S;; i k cls,u ( Md

Die Dauer der Wegweisung und Fernhaltung gilt vom

Datum/Zeit 3P,O8.23.. .....t13.3.1.. ui. DatumlZeit 3Q,'/"'/.2.3.,....t..43

1.

3.

Name(n)..

Geb.Dat

Heimatort Nation

Strasse

4" Wird die Wegweisung und Fernhaltung nicht eingehalten, kann gemäss § 31 Abs. 1 lit. d
PolG Polizeigewahrsam angeordnet werden und es erfolgt eine Anzeige gestützt auf Art.
292 des Schweizerischen Strafgesetzbuchs. Diese Bestimmung lautet. "Wer der von einer
zuständigen Behörde oder einem zuständigen Beamten unter Hinweis auf die Strafdrohung
dieses Artikels an ihn erlassenen Verfügung nicht Folge leistet, wird mit Busse bestraft".

5. Um den Zweck der Massnahme nicht zu gefährden, wird einer Beschwerde gegen diese
Verfügung die aufschiebende Wirkung entzogen.

6. Befindet sich der Wohn-, Arbeits- oder Ausbildungsort innerhalb eines der bezeichneten
Rayons, darf dieser auf direktem Weg zu bzw. von seinem Wohn-, Arbeits- oder Ausbil-
dungsort betreten werden. Die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel innerhalb des Rayons
(inkl. Umsteigen) ist einzig zwecks Durchquerung des Rayons gestattet.

Rechtsm ittel beleh ru ng
1. Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit Zustel-

lung schriftlich beim Verwaltungsgericht Beschwerde geführt werden. Die Beschwerde ist bei
der Kantonspolizei Aargau, Polizeikommando, Rechtsdienst, Tellistrasse 85, Postfach, 5001
Aarau, einzureichen (§ 48a PolG).

2. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten, d.h., es ist
a) anzugeben, wie die Rechtsmittelinstanz entscheiden soll, und
b) darzulegen, aus welchen Gründen so entschieden werden soll.

3. Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemäss Ziffer 1 oder 2 nicht entspricht,
wird nicht eingetreten.

4. Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der Beschwerdeschrift beizulegen.

5. Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, d.h., die unterliegende Par-
tei hat in der Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwalts-
kosten zu bezahlen"
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Verfügung zur Kenntnis genommen

Der/Die Dolmetscher/in

Geht an - weggewiesene und ferngehaltene Person

Kopie an - Akten (vorab per Mail an die zuständige Untersuchungsbehör'de bei Delikten)
- PKO AG,FIZ per Mail: pkoag.uebermittlung@kapo.ag.ch

11.01 .2023 w-1 5-048




